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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1040. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 15.12.20231: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 10/2023 (gemein-
same Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
 
1. Wahl des Vorsitzenden des Ausschusses für Städtebau, Wohnungswesen und 

Raumordnung 

gemäß § 12 Absatz 3 GO BR 
Drucksache 635/23 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
 
 

7. Gesetz zur Bestimmung Georgiens und der Republik Moldau als sichere Herkunfts-
staaten 

gemäß Artikel 16a Absatz 3 Satz 1 GG 
Drucksache 599/23 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 
 

11. Gesetz zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen Hauptverhandlung und zur Än-
derung weiterer Vorschriften (Hauptverhandlungsdokumentationsgesetz - DokHVG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 603/23 
Drucksache 603/1/23  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Empfehlungsdruck-
sache 603/1/23. 

 
 

12. Gesetz zur Förderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zivilge-
richtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 604/23 
zu Drucksache 604/23 
Drucksache 604/1/23 
 

Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Empfehlungsdruck-
sache 604/1/23. 

 
 

13. Gesetz zur Regelung einer Inflationsausgleichs-Sonderzahlung für berufliche  
Betreuer, Betreuungsvereine und ehrenamtliche Betreuer und zur Änderung weiterer 
Gesetze 

gemäß Artikel 104a Absatz 4 GG 
Drucksache 605/23 
zu Drucksache 605/23 
Drucksache 605/1/23 
 

Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 605/1/23. 
 
 

14. Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 606/23 
zu Drucksache 606/23 
Drucksache 606/1/23 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
Zustimmung zur Entschließung gemäß Ziffern 2 und 3. 

 
 

22. Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 614/23 
Drucksache 614/1/23 
 

Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Plenarantrag in 
Drucksache 614/2/23. 
Zustimmung zur Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 614/1/23 ohne Ziffer 9.  



24. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch -  
Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 629/23 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

25. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Strafbarkeit der  
sogenannten Sympathiewerbung für terroristische Vereinigungen 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 589/23 
Drucksache 589/1/23 
 

Keine Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag. 
 
 

26. Entschließung des Bundesrates "Einführung einer Widerspruchslösung als Grundlage 
für die Zulässigkeit der Organentnahme im Transplantationsgesetz (TPG)" 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen,  
Baden-Württemberg und Hessen, Rheinland-Pfalz,  
Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern,  
Berlin und Hamburg 
Drucksache 582/23 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung. 
 
 

27. Entschließung des Bundesrates: Die Fachkräftegewinnung und Arbeitsmarktintegra-
tion stärken und optimieren 

Antrag des Landes Nordrhein- 
Westfalen, Schleswig-Holstein 
Drucksache 526/23 
Drucksache 526/1/23 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Ziffern 1 bis 5 der 
Empfehlungsdrucksache 526/1/23. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 6. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
  



30. Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 566/23 
 

Zustimmung zu keine Einwendungen. 
 
 

31. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung von Datenübermittlungsvorschriften im 
Ausländer- und Sozialrecht (DÜV-AnpassG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 567/23 
Drucksache 567/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 567/1/23 ohne die Ziffern 1, 2, 9, 10 
und 16. 

 
32. Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Völkerstrafrechts 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 568/23 
Drucksache 568/1/23 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 
568/1/23. 
Hilfsweise Zustimmung zu keine Einwendugnen gemäß Ziffer 2. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 568/2/23. 

 
 

34. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 590/23 
Drucksache 590/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 590/1/23. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 590/2/23. 

 
 

35. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Boden-
überwachung und -resilienz (Bodenüberwachungsgesetz) 
COM(2023) 416 final; Ratsdok. 11566/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 444/23 
zu Drucksache 444/23 
Drucksache 444/1/23 



 
Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 444/1/23 ohne die Ziffern 17, 21 bis 
23. 

 
 

36. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle 
COM(2023) 420 final; Ratsdok. 11624/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 481/23 
zu Drucksache 481/23 
Drucksache 481/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 481/1/23 ohne Ziffer 4 Buchstabe c. 
 
 

37. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Anfor-
derungen an die kreislauforientierte Konstruktion von Fahrzeugen und über die Ent-
sorgung von Altfahrzeugen, zur Änderung der Verordnungen (EU) 2018/858 und (EU) 
2019/1020 und zur Aufhebung der Richtlinien 2000/53/EG und 2005/64/EG 
COM(2023) 451 final; Ratsdok. 11888/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 493/23 
zu Drucksache 493/23 
Drucksache 493/1/23 (neu) 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 493/1/23 (neu) ohne die Ziffern 18 und 
21. 

 
 

39. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2013/11/EU über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Strei-
tigkeiten sowie der Richtlinien (EU) 2015/2302, (EU) 2019/2161 und (EU) 2020/1828 
COM(2023) 649 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 581/23 
zu Drucksache 581/23 
Drucksache 581/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 581/1/23 ohne die Ziffer 2. 
  



40. Aufnahme von Beitrittsverhandlungen der Europäischen Union mit der Ukraine, der 
Republik Moldau sowie Bosnien und Herzegowina 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 593/23 
Drucksache 593/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 593/1/23. 
 
 

41. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaf-
fung eines gemeinsamen Rahmens für Mediendienste im Binnenmarkt (Europäisches 
Medienfreiheitsgesetz) und zur Änderung der Richtlinie 2010/13/EU 
COM(2022) 457 final; Ratsdok. 12413/22 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 514/22 
zu Drucksache 514/22 
Drucksache 573/1/23 (neu) 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 573/1/23 (neu). 
 
 

48. Verordnung zur Änderung der Luftsicherheitsgebührenverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 560/23 
Drucksache 560/1/23 
 

Keine Zustimmung zur Maßgabe gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 560/1/23. 
Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 2. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung, falls Ziffer 1 eine Mehrheit hat. 

 
 

49. Vierte Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen im  
Straßenverkehr 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 555/23 
Drucksache 555/1/23 
 

Zustimmung zur Verordung nach Maßgabe gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 
555/1/23. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert. 
Keine Zustimmung zur Entschließung gemäß Ziffer 2. 

  



52. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 637/23 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

53. Entschließung des Bundesrates zum Schutz der bäuerlichen Rinderhaltung 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 638/23 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

54. Entschließung des Bundesrates "Änderung des Bürgergeldes" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 649/23 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

55. Entschließung des Bundesrates "Für eine von Humanität und Rechtsstaatlichkeit  
geprägte Asyl- und Migrationspolitik" 

Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 646/23 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

56. Entschließung des Bundesrates "Antisemitismus effektiv bekämpfen - Existenzrecht 
Israels schützen" 

Antrag des Landes Nordrhein- 
Westfalen, Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 647/23 
 

Ausschusszuweisung. 
  



57. Entschließung des Bundesrates zur Vereinfachung und Beschleunigung des verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrens 

Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 648/23 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

58. Entschließung des Bundesrates für eine Initiative zur Umsetzung von Artikel 16 Absatz 1 
Buchstabe e FFH-Richtlinie in das Bundesnaturschutzgesetz, Herabstufung des 
Schutzstatus des Wolfs durch Aufnahme des Wolfs in den Anhang V der FFH-Richtli-
nie und baldmöglichste Feststellung eines günstigen Erhaltungszustands 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 650/23 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

59. Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2023 (Nachtragshaushaltsgesetz 2023) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 653/23 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsauschusses lag nicht vor. 
 
 

60. Haushaltsfinanzierungsgesetz 2023 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 654/23 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsauschusses lag nicht vor. 
 
 

61. Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 655/23 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsauschusses lag nicht vor. 
 

  



62. Gesetz zur Förderung geordneter Kreditzweitmärkte und zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2021/2167 über Kreditdienstleister und Kreditkäufer sowie zur Änderung weiterer 
finanzmarktrechtlicher Bestimmungen (Kreditzweitmarktförderungsgesetz) 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 656/23 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 

64. Wahl eines Richters des Bundesverfassungsgerichts 

gemäß Artikel 94 Absatz 1 GG i.V.m. §§ 5 und 7 BVerfGG 
Drucksache 662/23 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 



Umdruck 10/2023 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1040. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 15. Dezember 2023, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 2 bis 6, 8 bis 10, 15 bis 21, 23, 28, 29, 33, 38, 42 bis 47, 50, 51 und 63 
der Tagesordnung der 1040. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 15. Dezember 
2023, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vorschlägen be-
schließen: 

I. 

Den Gesetzen zuzustimmen:  

2. Gesetz zur Anpassung des Zwölften und des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch und weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 104a Absatz 4 GG 
Drucksache 594/23 
Ausschussbeteiligung - AIS - 

3. Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2523 des Rates zur Gewährleistung 
einer globalen Mindestbesteuerung und weiterer Begleitmaßnahmen 

gemäß Artikel 105 Absatz 3,  
Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG 
Drucksache 595/23 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

4. Gesetz zur Beschleunigung von Disziplinarverfahren in der Bundesverwaltung und 
zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 74 Absatz 2 GG 
Drucksache 596/23 
Ausschussbeteiligung - In - 



10. Gesetz über die Arbeitsweise der Bundesagentur für Sprunginno-vationen und zur Flexi-
bilisierung ihrer rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen (SPRIND-Freiheits-
gesetz - SPRINDFG) 

gemäß Artikel 74 Absatz 2 GG 
Drucksache 602/23 
Ausschussbeteiligung - K - 

23. Gesetz zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 216/2013 über die elektronische Veröffentlichung des Amtsblatts der  
Europäischen Union 

gemäß Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 GG 
Drucksache 615/23 
Ausschussbeteiligung - EU - 

II. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

5. Gesetz zur Anpassung der Bundesbesoldung und -versorgung für die Jahre 2023 
und 2024 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (BBVAnpÄndG 
2023/2024) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 597/23 
Ausschussbeteiligung - In - 

6. Gesetz zur Änderung des BND-Gesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 598/23 
Ausschussbeteiligung - In - 



8. Gesetz zum ersten Teil der Reform des Nachrichtendienstrechts 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 600/23 
Ausschussbeteiligung - In - 

9. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen und 
Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz - BVFG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 601/23 
Ausschussbeteiligung - In - 

15. Gesetz zur Beschleunigung der Entfernung von verfassungsfeindlichen Soldatinnen 
und Soldaten aus der Bundeswehr sowie zur Änderung weiterer soldatenrechtlicher 
Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 607/23 
Ausschussbeteiligung - V - 

16. Gesetz zur Fortentwicklung gleichstellungsrechtlicher Regelungen für das militärische 
Personal der Bundeswehr und anderer gesetzlicher Regelungen (Gleichstellungsfort-
entwicklungsgesetz militärisches Personal - MilPersGleiFoG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 608/23 
Ausschussbeteiligung - V - 



17. Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sonder-vermögens für das 
Jahr 2024 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 2024) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 609/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

18. Zweites Gesetz zur Umsetzung der Verhältnismäßigkeitsrichtlinie (Richtlinie (EU) 
2018/958) im Bereich öffentlich-rechtlicher Körperschaften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 610/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

19. a) Drittes Gesetz zur Änderung des Mess- und Eichgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 611/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

20. Gesetz über die Statistik zu globalen Wertschöpfungsketten und zur Änderung  
weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 612/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

21. Erstes Gesetz zur Änderung des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 613/23 
zu Drucksache 613/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - 



III. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben oder ihnen nach Maßgabe der Emp-
fehlungen zuzustimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache wiederge-
geben sind:  

19. b) Vierte Verordnung zur Änderung der Mess- und Eichverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 392/23 
Drucksache 392/1/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - Wo - 

38. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Zwei Jahre EU-
Missionen: Bewertung der Fortschritte und Ausblick 
COM(2023) 457 final; Ratsdok. 12048/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 530/23 
Drucksache 530/1/232 
Ausschussbeteiligung - EU - AV - G - 

- K - U - Wo - 

45. Zweite Änderungsverordnung zur Verordnung zur Festsetzung der Kostenbeiträge für 
Leistungen und vorläufige Maßnahmen in der Kinder- und Jugendhilfe 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 554/23 
Drucksache 554/1/23 
Ausschussbeteiligung - FJ - 

                                                           
2-AV, G, U und Wo empfehlen Kenntnisnahme. 



IV. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

28. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 564/23 
Ausschussbeteiligung - AIS - Wi - 

29. Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung der Teilzeitmöglichkeit in den Jugendfreiwilli-
gendiensten sowie im Bundesfreiwilligendienst für Personen vor Vollendung des 27. Le-
bensjahres und zur Umsetzung weiterer Änderungen (Freiwilligen-Teilzeitgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 565/23 
Ausschussbeteiligung - FJ - FS - 

33. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Funkanlagengesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 569/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - In - U - 

V. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

42. Verordnung zu dem Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Internationalen EU-LAK-Stiftung über den Sitz der Internationalen EU-
LAK-Stiftung in der Freien und Hansestadt Hamburg 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 556/23 
Ausschussbeteiligung - AA - 



43. Verordnung zur Festsetzung des Umlagesatzes für das Insolvenzgeld für das Kalender-
jahr 2024 (Insolvenzgeldumlagesatzverordnung 2024 - InsoGeldFestV 2024) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 553/23 
Ausschussbeteiligung - AIS - 

44. Fünfzehnte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Verordnung über das Verbot der 
Einfuhr, des Inverkehrbringens und des Bereitstellens von Himmelslaternen auf dem 
Markt - 15. ProdSV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 557/23 
Ausschussbeteiligung - AIS - 

46. Verordnung zur Datenübermittlung zwischen den für das Kindergeld nach dem Einkom-
mensteuergesetz und den für den Kinderzuschlag zuständigen Stellen (Kinderzu-
schlag-Datenabrufverordnung - KiZDAV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 558/23 
Ausschussbeteiligung - Fz - AIS - FS - 

47. Zweite Verordnung zur Änderung der Steueroasen-Abwehrverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 559/23 
Ausschussbeteiligung - Fz - Wi - 



50. Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
bergbaulicher Vorhaben 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 561/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - U - 

VI. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung 
und einem Beitritt abzusehen: 

51. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 616/23 
zu Drucksache 616/23 
Ausschussbeteiligung - R - 

VII. 

Entsprechend dem Vorschlag zu beschließen:  

63. Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Euro-
päischen Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 
Drucksache 500/23 
 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer Länder 
beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen 
sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 
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f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hin-
weise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundes-
rat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
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Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1040. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1040/download/1040-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
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